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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Linke und ökologische Parteien

Die Grünen griffen bei den Bundesratsersatzwahlen im Herbst des Berichtjahrs den
Sitz der FDP an. Die Partei rechnete sich mit Unterstützung der SP und der CVP
Erfolgschancen aus. Der Anspruch der Grünen mit 10% Wähleranteil auf einen
Bundesratssitz sei ebenso berechtigt wie jener der CVP, verlauteten die Parteisprecher.
Die Suche nach Spitzenkandidaten verlief allerdings harzig. Mit Marlies Bänziger (ZH),
Geri Müller (AG) und Brigit Wyss (SO) stellten sich schliesslich drei Kandidaten zur
Verfügung. Die Fraktion bestimmte Brigit Wyss zur Sprengkandidatin. Sie schied
allerdings bereits im dritten Wahlgang mit 40 Stimmen aus. 1

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 18.08.2010
MARC BÜHLMANN

Am 21. April besetzten die Grünen in Carouge ihr Präsidium neu. Ueli Leuenberger (GE)
– seit 2008 im Amt – hatte bereits früher seinen Rücktritt angekündigt. Nach den
nationalen Wahlen 2011, die für die GP mit fünf Sitzverlusten zu einem eigentlichen
Debakel geworden waren, wurde eine Neuausrichtung gefordert, die auch dank einer
Verjüngung des Präsidiums und mit einer Frau an der Spitze erfolgen und zu alter Stärke
zurückführen sollte. Verschiedene Szenarien wurden in Erwägung gezogen: ein
Einerpräsidium mit einem mehrköpfigen Vizepräsidium oder ein Co-Präsidium aus
einer Frau und einem Mann bzw. mit je einer Person aus der französisch- und
deutschsprachigen Schweiz. Mit einer Statutenänderung wurde zudem die Möglichkeit
geschaffen, mehr als zwei Vizepräsidien zu schaffen. Ende Januar hatten nicht weniger
als 10 Personen ihre Ambitionen angemeldet: Als mögliche Nachfolgerinnen
Leuenbergers wurden früh die Nationalrätinnen Adèle Thorens (VD) und Regula Rytz
(BE) gehandelt. Vizepräsidentin Franziska Teuscher (BE), welche mit einem Sitz in der
Berner Stadtregierung liebäugelte, sagte hingegen früh ab. Ihr Interesse an einer
Mitarbeit im Präsidium kündigten hingegen die Nationalräte Bastien Girod (ZH) und Geri
Müller (AG) an. Auch die frühere Baselbieter Landrätin Esther Maag reichte ihre
Bewerbung für das Präsidium ein. Ausschliesslich für ein Vizepräsidium kandidierten
Markus Kunz (ZH), ehemaliger Kantonalpräsident der Grünen des Kantons Zürich,
Ständerat Robert Cramer (GE), der ehemalige Nationalrat Jo Lang (ZG) sowie Claudio
Zanini (TI). Auch Aline Trede (BE) anerbot sich, im Präsidium mitzuhelfen, allerdings nur,
wenn sie in den Nationalrat nachrutsche, also bei einer allfälligen Wahl Franziska
Teuschers in die Berner Stadtregierung. Der scheidende Präsident Leuenberger warnte
an der Delegiertenversammlung im Januar in Kriens vor einer Annäherung an die Mitte
und einem Co-Präsidium. Die in den Medien dem rechten grünen Flügel zugeordneten
Girod und Thorens würden den Richtungsstreit innerhalb der Partei nicht beenden und
ein Co-Präsidium – Leuenberger hatte sich bei seiner Wahl dezidiert gegen ein solches
zusammen mit Franziska Teuscher ausgesprochen – würde verhindern, dass die Partei
mit einer Stimme spreche. Die Ende April in Carouge anwesenden Delegierten waren
jedoch anderer Meinung und wählten mit Adèle Thorens und Regula Rytz zwei Frauen in
ein Co-Präsidium. Bereits im ersten Wahlgang setzten sich die beiden mit 183 (Thorens)
bzw. 127 Stimmen (Rytz) durch. Der drittplatzierte Girod erhielt 68 Stimmen. Mit
Thorens und Rytz seien sowohl der junge, pragmatische wie auch der linke, etatistische
Flügel der Partei abgedeckt, so die Einschätzung der Presse. Das Vizepräsidium wurde –
um die Sprachregionen und die Geschlechter adäquat zu vertreten – neu mit Bastien
Girod (ZH), Jo Lang (ZG), Robert Cramer (GE) und der Jungen Grünen Irène Kälin (AG)
besetzt. Die Delegierten hatten zuvor entschieden, dass die Jungpartei ebenfalls im
Vizepräsidium vertreten sein soll und wählten Kälin in stiller Wahl. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.04.2012
MARC BÜHLMANN

Weil er dem Council of European Palestinian Relations (CEPR) angehört, wurde der
Grüne Geri Müller (AG) Anfang 2014 laut einer israelischen Zeitung mit einem
Einreiseverbot nach Israel belegt. Israel warf dem CEPR fehlende Abgrenzung zum
Terrorismus vor und drohte mit Verhaftung dessen Mitglieder im Falle einer Einreise
nach Israel. Müller war bekannt für seine israelkritische Haltung, so hatte er etwa 2012
Abgeordnete der Hamas im Bundeshaus empfangen oder war als Präsident der
Aussenpolitischen Kommission an einer Kundgebung gegen die israelischen
Militärschläge im Gazastreifen als Redner aufgetreten. Das Einreiseverbot gegen einen
Parlamentarier wurde jedoch breit kritisiert. Die israelische Botschaft dementierte zwar
den Zeitungsbericht, sagte aber, dass das Einreiseverbot den Hamas-Aktivisten im
CEPR gelte – die es laut Müller aber gar nicht gebe. 3

ANDERES
DATUM: 03.01.2014
MARC BÜHLMANN
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Ein ziemlich unsägliches Anschauungsbeispiel für die Sensationslust der hiesigen
Medien und für die zunehmende Personalisierung und Boulevardisierung der Politik
stellte 2014 die so betitelte „Nackt-Selfie-Affäre“ rund um den GP-Nationalrat und
Stadtammann von Baden Geri Müller dar. Mitte August brachte die „Schweiz am
Sonntag“ einen Beitrag, in dem eine Frau schwere Vorwürfe gegen Müller erhob: Dieser
soll ihr unter anderem Nacktbilder von sich aus seinem Büro im Stadthaus Baden
geschickt haben. Bei Beendigung der Affäre soll Müller die Frau unter Druck gesetzt
haben, die Bilder zu löschen. Die Medien – und nicht nur die Boulevardmedien –
nahmen die Geschichte ob des Sommerloches dankbar auf. Gar die NZZ rühmte sich,
selber einen Nackt-Selfie-Skandal im Bundeshaus aufgedeckt zu haben. Die Badener
Stadtexekutive stellte Müller auf die Meldung hin frei, während die Grünen die Sache
zuerst untersuchen wollten, bevor sie Stellung nähmen. Die GP erinnerte daran, dass
Persönlichkeits- und Datenschutz auch im Zeitalter der sozialen Netzwerke gälten. Am
19. August gab Müller eine Medienkonferenz, die wiederum grosse mediale Resonanz
auslöste. Müller entschuldigte sich bei seinen Angehörigen für die Affäre, für die er sich
schäme und bei der er erst zu spät bemerkt habe, dass sie irrsinnig sei, was er bereue.
Gleichzeitig wurde auch die Frau von den Medien befragt. War zuerst von einer 21-
Jährigen die Rede gewesen, wurde das Alter der Frau später auf 33 Jahre korrigiert. Die
Fakten zeigten rasch, dass weder Amtsmissbrauch noch Nötigung – beides wurde Müller
in den Medien vorgeworfen – vorlagen. Die GP gab in der Folge bekannt, dass für sie der
Fall damit erledigt sei und Müller hundertprozentigen Support geniesse. Obwohl also
eigentlich kein öffentliches Interesse am Fall bestand, liessen die Medien nicht davon
ab. Dies auch deshalb, weil hinter der Geschichte Rachefeldzüge von Personen
vermutet wurden, die Müller eher feindlich gegenüberstanden. So sollen Josef Bollag,
Präsident der Israelitischen Kultusgemeinde Baden, und FDP-Stadtrat Roger Huber, der
bei der Wahl ins Stadtpräsidium Müllers Konkurrent gewesen war, aber auch CVP-
Nationalrat Gerhard Pfister und ein Intimfeind von Müller, der PR-Berater Sacha
Wigdorovits von der Frau kontaktiert worden sein. Sie habe den Männern illegale
Tonaufnahmen von Gesprächen zwischen ihr und Geri Müller angeboten. Teile dieser
Gespräche sollen auch Grundlage für die Enthüllungen in der „Schweiz am Sonntag“
gewesen sein. Die „Sonntags-Zeitung“ berichtete, dass sie von Wigdorovits und Bollag
mit den Gesprächsaufnahmen der Frau kontaktiert worden sei. Der Versuch, Müller
durch Instrumentalisierung der „Sonntagszeitung" zu diskreditieren, sei aber
gescheitert, weil die Zeitung abgelehnt habe. Auch die „Weltwoche" und der „Blick"
sollen ein Angebot aus rechtlichen Gründen abgelehnt haben. Die „Schweiz am
Sonntag“, die das Angebot angenommen haben soll, rechtfertigte ihre Story, die auch
eine Woche nach dem ersten Artikel die ersten beiden Seiten in Anspruch nahm, mit
dem Hinweis, es gehe hier nicht um Privates, sondern um Politik. Es sei gefährlich,
wenn sich ein Politiker mit Nacktfotos erpressbar mache. Die Bürgerschaft habe ein
Recht auf die Aufdeckung undurchsichtiger Spiele rund um „Gerigate“, wie die Affäre
mittlerweile in den sozialen Medien betitelt wurde. 
Die Geschichte köchelte auch deshalb weiter, weil die bürgerlichen Badener
Stadtparteien den Rücktritt von Müller forderten. Interessanterweise kippte die
Stimmung aber nach und nach. Gegen die überschnelle Verurteilung und die
Moralkeulen begann sich Widerstand zu regen. So versammelten sich etwa vor dem
Stadthaus Baden mehrere Hundert Personen, die Selfies von sich machten, um ihre
Solidarität auszudrücken. Sogar die „Weltwoche" sprang für Müller ein und sprach
davon, dass die Medien ihm das Menschenrecht des Schutzes der Intimsphäre entzogen
hätten. Dieser „Dammbruch“ schaffe „ein Klima von Bespitzelung und
Denunziantentum“. Anfang September erklärte Müller, dass er im Amt bleiben wolle.
Seine Ratskollegen blieben jedoch bei ihrer Rücktrittsforderung und entzogen Müller
dessen Ressorts. Die „Aargauer Zeitung“ befragte ihre Leserschaft in der Folge, ob
Müller zurücktreten solle. Das deutliche, aber wenig valide Ja fand in einem weiteren
Artikel der "Schweiz am Sonntag" Niederschlag. 
Anfang November erhielt Müller seine Mandate nach einem Mediationsverfahren wieder
zurück – mit Ausnahme des Standortmarketings. In der Zwischenzeit hatte er
Strafanzeige gegen die Frau wegen der illegalen Aufzeichnung der Gespräche
eingereicht. Die Auswertungen des SMS-Verkehrs der Frau durch die Berner
Staatsanwaltschaft hatten zudem den Verdacht erweckt, dass sie mit Josef Bollag und
Sacha Wigdorovits Kontakt gehabt hatte und diese die Frau instruiert hatten, die
Geschichte an die Medien weiterzugeben. Die „Sonntagszeitung" berichtete, dass Bollag
der Frau dafür gar Geld bezahlt habe. In der Folge wurde die Strafanzeige auf Bollag und
Wigdorovits sowie auf Patrick Müller, Chefredaktor der „Schweiz am Sonntag“
ausgeweitet. Noch im Februar war für Geri Müller klar gewesen, dass er für die Grünen
noch einmal für den Nationalrat kandidieren wird; Anfang November gab er allerdings
bekannt, dass er sich ganz auf sein Amt in Baden konzentrieren wolle und nicht mehr
antrete. Dieser Entscheid habe aber nichts mit den jüngsten Vorfällen zu tun. 

ANDERES
DATUM: 17.08.2014
MARC BÜHLMANN
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Von der ganzen Posse, die von den sensationslüsternen Medien als schlüpfrige
Skandalgeschichte dankbar aufgenommen wurde, bleiben mindestens zwei
Erinnerungen. Einerseits scheinen die Hemmungen der Medien gesunken zu sein,
Privates von Politikerinnen und Politikern an die Öffentlichkeit zu zerren. Dies wäre
freilich nur zulässig, wenn private Handlungen der Gemeinschaft Schaden zufügen
würden. Andererseits zeigt die Geschichte aber auch, dass die Medien sehr wohl aus
unterschiedlichen Blickwinkeln berichteten. Allerdings ist die Gewichtung der
Berichterstattung mehr als erstaunlich: Die APS-Pressedokumentation weist aus, dass
in den Monaten August bis Oktober mehr als doppelt so häufig über den Grünen Geri
Müller im Speziellen als über die Grüne Partei im Allgemeinen berichtet wurde. Der
„Skandal des Jahres“ – wie der „Sonntagsblick“ Ende Jahr titelte, hinterlässt also einen
ziemlich schalen Nachgeschmack. 4

1) TA, 12.8.10; STG, 13.8.10; BaZ, 14.8.10; QJ 18.8.10; TG, 18.8.10.
2) LT, 9.1.12; TA, 11.1.12; 24h und Bund, 12.1.12; NZZ, 13.1.12; BaZ, 19.1.12; SoZ, 22.1.12; LT, 23.1.12; NZZ, 30.1. und 22.3.12; Lib.
17.4.12; BaZ, 19.4.12; SGT, 20.4.12; Presse vom 21.4. und 23.4.12; WW, 26.4.12.
3) AZ, 3.1.14; AZ, 4.1., 7.1.14
4) SO, 17.8.14; AZ, Blick, NZZ, TA, 18.8.14; AZ, Blick, WW, 20.8.14; Blick, 21.8., 22.8.14; AZ, Blick, 23.8.14; SO, So-Bli, SoZ,
24.8.14; NZZ, 25.8.14; AZ, Blick, 26.8.14; WW, 27.8.14; NZZ, 30.8.14; SO, 31.8.14; AZ, NZZ, WW, 3.9.14; SO, 7.9.14; NZZ, 10.9.,
8.11.14; SO, So-Bli, 9.11.14; NZZ, 12.11.14; So-Bli, SoZ, 14.12.14; SoZ, 21.12.14; So-Bli, 28.12.14
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